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Liebe Freunde der ADG, 

ursprünglich wollten wir Ihnen schon im März bzw. im April 
ein neues ADG-Forum zuschicken und Sie bitten, eine Petition 
an den Bundestag, elektronisch oder schriftlich, zu 
unterstützen, eine Petition, die Herr Dr. Morgan im März ein-
gereicht hat. Es geht dabei um das Alterseinkünftegesetz, das 
wir für im höchsten Maße ungerecht halten, weil es auf einer 
Reihe von falschen Annahmen beruht und die Beitragsphase 
der versicherten nicht angemessen würdigt. Da unsere Muster-
klage sowohl vom Finanzgericht als auch vom Bundesfinanzhof 
mit nicht nachvollziehbaren Argumenten abgewiesen wurde, 
sehen wir die Petition als einen geeigneten Weg, die 
verantwortlichen Politiker auf die Problematik aufmerksam zu 
machen. Leider hat der zuständige Ausschuss die Petition bis 
jetzt noch nicht zur Mitzeichnung freigegeben. In dieser Aus-
gabe des ADG-Forum berichten wir darüber, warum es 
trotzdem sinnvoll ist, gegebenenfalls gegen den Steuerbe-
scheid einen Einspruch einzulegen. 

Eine weitere von uns unterstützte Petition zu 
Direktversicherungs-Altverträgen kann leider nur schriftlich 
mitgezeichnet werden (s. S. 8) 

Weiterhin veröffentlichen wir die von der ADG unterstützte 
Verfassungsbeschwerde (Vb) gegen die willkürlichen rückwir-
kenden Änderungen im Rentenrecht, insbesondere bei den 
Schul- und Studienzeiten. Das BVerfG hat diese Vb jetzt zurück-
gewiesen, so dass wir planen, damit vor den Europäischen 
Gerichtshof für Menschenrechte zu gehen. Nach unserer 
Auffassung verstößt das Zwei-Klassenrecht, das wir in Deutsch-
land bezüglich der Altersvorsorgesysteme haben, nicht nur 
gegen das Grundgesetz, sondern auch gegen die allgemeinen 
Menschenrechte. Aber offensichtlich können  Verfassungsrich-
ter nicht unbefangen an eine Verfassungsbeschwerde zum 
Thema Rentenversicherung herangehen, sind sie doch auch 
Nutznießer dieses Zwei-Klassenrechts. 

In diesem Jahr ist bei den Renten wieder einmal eine Nullrunde 
angesagt. Wir empfehlen allen Rentnerinnen und Rentnern 
dagegen einen Widerspruch einzulegen, sobald Sie den 
Bescheid erhalten. Einen Mustertext finden Sie als Anlage. 

Otto W. Teufel 
ottow.teufel@t-online.de 
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Einspruch zum Steuerbescheid wegen Doppelbesteuerung 

Ich möchte Sie darüber infor-
mieren, dass ein von der Dop-
pelbesteuerung betroffener 
Rentner inzwischen Verfas-
sungsbeschwerde eingelegt hat 
(Az. 2 BvR 844/10). 

Damit haben nun alle von der 
Doppelbesteuerung betroffe-
nen Rentner die Möglichkeit, 
gegen ihren Einkommensteuer-
bescheid (innerhalb eines Mo-
nats) Einspruch einzulegen und 
das Ruhen des Verfahrens 
(§ 363 AO) bis zur Entschei-
dung durch das BVerfG zu 
beantragen. Die betroffenen 
Rentner müssen also nicht 
selbst durch die Instanzen mar-
schieren, sondern können sich 
an die Verfassungsbeschwerde 
"anhängen".  Eine wesentliche 
Erleichterung! 

Hintergrund: 

Das Finanzgericht Münster und 
der Bundesfinanzhof (Az. X R 
53/08) hatten die Klage abge-
wiesen mit der Begründung, im 
Steuerrecht gelte das Nominal-
wertprinzip. Ein Inflationsaus-
gleich findet nicht statt. Wer 
also z.B. im Jahre 1964 € 100 in 
die Rentenkasse eingezahlt 
hat, davon 50 € aus versteuer-
tem Einkommen und 50 € 
"steuerfreier" Arbeitgeberan-
teil, der erhält heute aufgrund 
von Inflation und Wirtschafts-
wachstum 700 € zurück (Wert-
zuwachs um 600 % in 45 Jah-
ren). Der BFH ist nun der 

Meinung, von diesen 700 € 
dürfen 650 € besteuert werden, 
nur 50 € müssen steuerfrei 
bleiben, und trotzdem liegt 
keine Doppelbesteuerung vor. 
Diese Auffassung der Richter ist 
hanebüchen! 

Das Bundesverfassungsgericht 
wird sicherlich ein bis zwei Jah-
re bis zu einer Entscheidung 
brauchen. Je mehr Rentner 
aber Einspruch einlegen und 
Ruhen des Verfahrens beantra-
gen, desto stärker rückt das 
Problem aber auch in den Fo-
kus der Politik. Vielleicht erlässt 
das Finanzministerium dann ja 
sogar eine Verfügung, dass alle 
Steuerbescheide von Rentnern 
in diesem Punkt vorläufig fest-
gesetzt werden, Einsprüche 
also gar nicht mehr erforderlich 
sind. Das wäre ein schöner Er-
folg. 

Torsten Ermel   
Dipl.-Kfm. WP/StB Bielefeld 

 
Kommentar: 

Die ADG schließt sich Herrn 
Torsten Ermel an und em-
pfiehlt konkret, nach Empfang 
des aktuellen Steuerbescheides 
und auch auf jeweils künftige 
Steuerbescheide mit dem Be-
zug auf die Verfassungsbe-
schwerde Az. 2 BvR 844/10 
innerhalb eines Monats Ein-
spruch einzulegen und gleich-
zeitig das Ruhen des Verfah-
rens nach § 363 Abs. 2 AO zu 

beantragen. 

Voraussetzung für einen Ein-
spruch ist, man ist beschwert, 
d. h. man muss überhaupt 
Steuern bezahlen. Durch die 
sog. Jahresabschnittsbesteue-
rung wird jedes Veranlagungs-
jahr für sich neu bewertet. Das 
heißt, es kann sein, dass erst in 
einem der folgenden Jahre 
Steuerpflicht, also „Beschwer“ 
vorliegt und erst dann der Ein-
spruch erhoben werden kann. 

Insbesondere bei hohen Ein-
mal- oder Sonderzahlungen 
dürfte eine Doppelbesteuerung 
vorliegen. Wenn sich nach 
vorstehenden Ausführungen 
eine Doppelbesteuerung erge-
ben kann, sind Bescheide mit 
Einspruch offen zu halten, da 
der Vorläufigkeitsvermerk auf 
dem Steuerbescheid durch die 
Anbindung an anhängige Ver-
fahren keinen ausreichenden 
Rechtsschutz bietet. 

Bei bereits eingelegten Ein-
sprüchen aus Vorjahren ist das 
Verfahren noch offen bzw. 
ruht. Das Finanzamt wird vor 
einer Entscheidung über den 
Einspruch rechtliches Gehör 
gewähren. Dann ist gegebe-
nenfalls auf noch ausstehende 
bzw. anhängige Verfahren hin-
zuweisen. 

Helmut Wiesmeth 
hwlenting@t-online.de

 
Rentenanpassung in Österreich 

In Österreich wurden die Pen-
sionen (entsprechen unseren 
Renten) zum 01.01.2010 um 
1,5 Prozent erhöht, soweit sie 
2.466 Euro pro Monat nicht 
übersteigen, darüber gibt es als 
Erhöhung einen Festbetrag von 
36,99 Euro. Zusätzlich gab es 

eine Einmalzahlung in Höhe 
von 4,2 Prozent der Rente für 
alle Renten bis 1.200 Euro. 
(www.pensionsversicherung.at) 

Zum Vergleich: In den alten 
Bundesländern erhielten Ende 
2008  11,2 Prozent der Männer 

und 0,4 Prozent der Frauen 
eine Rente von mehr als 1.500 
Euro, es wurden keine Renten 
über 2.000 Euro ausgewiesen. 
(Deutsche Rentenversicherung: 
RV in Zahlen Ausgabe 2009)  

Für die Rentenversicherung in 
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Deutschland ist für 2010 wieder 
einmal eine Nullrunde vorgese-
hen, was selbst bei geringer 
Inflation aber steigenden Kran-
kenversicherungskosten effek-
tiv zu einer weiteren Minde-

rung der Kaufkraft führt. Im 
Gegensatz zu den Rentnern 
erhalten Pensionäre auch 2010 
eine Erhöhung ihrer Bezüge 
um rund 1,2 Prozent, entspre-
chend dem jüngsten Tarifab-

schluss im öffentlichen Dienst. 

Otto W. Teufel 
ottow.teufel@t-online.de

 

Verfassungsbeschwerde zu Schul- und Studienzeiten 

Am 07. April 2010 hat die 3. 
Kammer des ersten Senats des 
BVerfG beschlossen, die von 
uns unterstützte Verfassungs-
beschwerde (Vb) gegen die 
rückwirkenden Änderungen im 
Rentenrecht bezüglich der An-
erkennung und Bewertung von 
Schul- und Studienzeiten, nicht 
zur Entscheidung anzunehmen, 
mit folgender Begründung: 

„Die Vb ist nicht zur 
Entscheidung anzunehmen, 
weil die Annahmevoraus-
setzungen des § 93a Abs. 2 
BVerfGG nicht vorliegen. Sie 
hat keine hinreichende 
Aussicht auf Erfolg, weil sie 
unzulässig ist. 

Die Vb ist nicht hinreichend 
begründet (§ 23 Abs. 1 Satz 2, § 
92 BVerfGG). Insbesondere 
fehlt es an der notwendigen  
(vgl. BVerfGE 88, 40 <45>; 101, 
331 <345>; 105, 252 <264>) 
Auseinandersetzung mit den 
angegriffenen Entscheidungen  
und mit der einschlägigen 
Rechtsprechung des BVerfG. 
Von einer weiteren Be-
gründung wird nach § 93 Abs. 
1 Satz3 BVerfGG abgesehen. 
Diese Entscheidung ist 
unanfechtbar.“ 

Meiner Meinung nach zeugt 
diese Begründung von Arro-
ganz und Ignoranz und nicht 
von Seriosität. Selbstverständ-

lich haben wir uns in der Vb 
mit der einschlägigen Recht-
sprechung des BVerfG ausein-
andergesetzt. Diese Rechtspre-
chung zum Thema Rentenan-
spruch bzw. Rentenhöhe ist seit 
rund 30 Jahren durch folgende 
Aussagen gekennzeichnet: 

- Für Versicherte der gesetzli-
chen RV gelten nicht die glei-
chen Rechte wie für Mitglie-
der anderer Altersvorsorge-
systeme. 

- Zwischen den Versicherten 
der gesetzlichen RV und Mit-
gliedern anderer Altersvorsor-
gesysteme gibt es Unterschie-
de von solcher Art und sol-
chem Gewicht, dass die unter-
schiedliche rechtliche Behand-
lung mit dem Grundgesetz 
(GG) vereinbar ist. 

- Artikel 14 GG (Eigentums-
schutz) hat im Rentenrecht ei-
ne eigene Ausprägung erfah-
ren, mit anderen Worten, der 
Eigentumsschutz des GG gilt 
für Versichertenbeiträge 
nicht. 

- Beiträge zur gesetzlichen RV 
sind öffentliche Mittel, über 
die der Gesetzgeber verfügt. 

- Die gesetzliche RV ist ein Soli-
darsystem. 

 

- Eingriffe des Gesetzgebers in 
die gesetzliche RV dienen da-
zu, die Zahlungsfähigkeit des 
Systems sicherzustellen. 

Außerdem ist festzustellen, 

- Dass alle uns bekannten Ver-
fassungsbeschwerden (Vb) 
zum Thema Rentenanspruch 
und Rentenhöhe seit 1981 (15 
Stück) nicht zur Entscheidung 
angenommen wurden, 

- dass umgekehrt allein in den 
vergangenen 10 Jahren min-
destens fünf Vorlagen bzw. 
Vb’s rund um die Beamten-
pensionen vom BVerfG be-
handelt  wurden und dazu 
führten, dass der Gesetzgeber 
Eingriffe teilweise oder ganz 
zurücknehmen musste. 

Wenn man dann noch berück-
sichtigt, dass auch Verfassungs-
richter persönlich von diesem 
Zwei-Klassenrecht profitieren, 
bekommt der Beobachter er-
hebliche Zweifel an der Objek-
tivität unseres höchsten Ge-
richts. 

Damit Sie sich Ihr eigenes Bild 
machen können, haben wir im 
folgenden Bericht die Vb in 
vollem Umfang abgedruckt. 

Otto W. Teufel 
ottow.teufel@t-online.de

 
 

Verfassungsbeschwerde (Wortlaut) 

Hiermit lege ich Verfassungsbe-
schwerde ein gegen 
- den Rentenbescheid der BfA/ 
DRV vom . . . 

- den Widerspruchsbescheid 
der BfA/DRV vom . . . 

- den Gerichtsbescheid des SG 
München vom . . . 
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- das Urteil des LSG München 
vom . . . 

- das Urteil des BSG vom . . . 

Diese Entscheidungen und Ur-
teile verstoßen gegen das 
Grundgesetz, insbesondere 
gegen den Gleichheitssatz Art 
3 GG und das Rechtsstaatsprin-
zip Art 20 GG. 
 
Begründung 

Bei der Bewertung, ob das Ren-
tenversicherungsrecht (SGB VI), 
wie es auch in meinem Fall zur 
Anwendung kam, verfassungs-
rechtlichen Vorgaben genügt, 
hat der 13. Senat des BSG in 
seiner Entscheidung wesentli-
che, im Laufe des Rechtsstreits 
vorgetragene Aspekte nicht be-
rücksichtigt. Wesentliche Aus-
sagen, auf die sich das Urteil 
stützt, sind: 

„Gemäß $ 149 Abs 5 Satz 2 SGB 
VI ist bei Änderungen der einem 
Feststellungsbescheid zugrunde 
liegenden Vorschriften dieser Be-
scheid durch einen neuen Fest-
stellungsbescheid oder im Ren-
tenbescheid mit Wirkung für die 
Vergangenheit aufzuheben; die 
§§ 24 und 48 SGB X  sind nicht 
anzuwenden. Hiernach entfaltet 
nur (noch) der jeweils zuletzt er-
gangene Feststellungsbescheid 
Bindungswirkung“. (Rn. 18) 

„Der Senat schließt sich der Ent-
scheidung des BVerfG vom 
27.02.2007  (1 BvL 10/00) an, 
mit der es über die ebenfalls im 
WFG enthaltene rentenrechtliche 
Neubewertung der ersten Berufs-
jahre entschieden hat. Hierin hat 
es darauf hingewiesen, dass zwar 
die Anwartschaft auf eine Rente 
durch das Eigentumsrecht des 
Art. 14 Abs 1 GG geschützt ist. 
Gegenstand dieses Schutzes ist 
danach die Anwartschaft, wie sie 
sich insgesamt aus der jeweiligen 
Gesetzeslage ergibt. Der verfas-
sungsrechtliche Eigentumsschutz 

des Art 14 GG für Rentenanwart-
schaften schließt aber deren Um-
gestaltung  durch eine Änderung 
des Rentenversicherungsrechts 
nicht schlechthin aus. 
 Insbesondere eine Anpassung an 
veränderte Bedingungen und im 
Zuge einer solchen Umgestaltung 
auch eine wertmäßige Verminde-
rung von Anwartschaften lässt 
die Eigentumsgarantie grundsätz-
lich zu. 
Soweit in schon bestehende An-
wartschaften eingegriffen wird, 
ist zu berücksichtigen, dass in 
ihnen von vornherein die Mög-
lichkeit von Änderungen in ge-
wissen Grenzen angelegt ist. Eine 
Unabänderlichkeit der bei ihrer 
Begründung bestehenden Bedin-
gungen widerspricht dem Renten-
versicherungsverhältnis, das im 
Unterschied zum Privatversiche-
rungsverhältnis von Anfang an 
nicht auf dem reinen Versiche-
rungsprinzip, sondern wesentlich 
auch auf dem Gedanken der Soli-
darität und des sozialen Aus-
gleichs beruht. Eingriffe in ren-
tenrechtliche Anwartschaften 
müssen allerdings einem Ge-
meinwohlzweck dienen und ver-
hältnismäßig sein. 
Knüpft der Gesetzgeber – wie 
hier – an ein bereits bestehendes 
Versicherungsverhältnis an und 
verändert er die in dessen Rah-
men begründete Anwartschaft 
zum Nachteil des Versicherten, 
so ist darüber hinaus ein solcher 
Eingriff am rechtsstaatlichen 
Grundsatz des Vertrauensschut-
zes zu messen, der für die ver-
mögenswerten Güter und damit 
auch für die rentenrechtliche An-
wartschaft in Art 14 GG eine 
eigene Ausprägung erfahren hat.“ 
(Rn. 24) 

„Vor diesem Hintergrund aber 
dient auch der hier streitige Ein-
griff des Gesetzgebers, die Ver-
schiebung des Beginns der An-

rechnungszeit wegen Schulaus-
bildung auf die Vollendung des 
17. Lebensjahrs, einem Gemein-
wohlzweck und ist verhältnismä-
ßig. Hierbei ist insbesondere zu 
beachten, dass die Anwartschaft 
des Klägers, soweit ihr die Zu-
rücklegung einer schulischen 
Ausbildung zugrunde liegt, nicht 
auf einer Beitragsleistung beruht. 
(Rn. 26) 
 
Dazu ist anzumerken, dass der 
Senat eine Reihe von Fakten 
und Argumente gar nicht ge-
würdigt hat: 

1) Nach 1945 haben die politi-
schen und gesellschaftlichen 
Eliten des ehemaligen Deut-
schen Reichs auch für den 
neuen Staat mit einer will-
kürlichen Entscheidung un-
terschiedliche Systeme  für 
die Altersvorsorge der er-
werbstätigen Bevölkerung 
geschaffen. Ein Mehr-Klas-
sensystem, das es so in kei-
nem demokratischen Rechts-
staat in Europa gibt, die ge-
setzliche Rentenversiche-
rung, die berufsständische 
Versorgung und die Beam-
tenversorgung. 
Für sich selbst haben diese 
Eliten gleichzeitig andere, 
wesentlich bessere Systeme 
geschaffen. 

2) Die Angestellten-Rentenver-
sicherung war bis 1957 orga-
nisatorisch und rechtlich ver-
gleichbar mit einer soge-
nannten berufsständischen 
Versorgung geregelt. 

3) Es war eine weitere willkür-
liche politische Entschei-
dung, mit der der Gesetzge-
ber mit der Rentenreform 
von 1957 die Umstellung 
vom Kapitaldeckungs- auf 
das Umlageverfahren vollzo-
gen hat. Damit hat der Ge-
setzgeber gleichzeitig ein 
Zwei-Klassenrecht geschaf-
fen. Während für die berufs-
ständische Versorgung und 
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für die Beamtenversorgung 
weiterhin rechtsstaatliche 
Grundsätze und die elemen-
taren Grundrechte des 
Grundgesetzes galten, wur-
den diese in der gesetzlichen 
Rentenversicherung durch 
die „Gestaltungsfreiheit des 
Gesetzgebers“ ersetzt. In der 
berufsständischen Versor-
gung gelten das Vertrags-
recht mit der Zweckbindung 
der Beiträge und das Rück-
wirkungsverbot gesetzlicher 
Maßnahmen (Vertrauens-
schutz), für die Beamtenver-
sorgung gelten die herge-
brachten Grundsätze des 
Berufsbeamtentums (Art. 33 
Abs. 5 GG). 

Wie das BSG in seiner Be-
gründung ausführt, gelten 
für Versicherte in der gesetz-
lichen Rentenversicherung 
nicht die gleichen Rechte 
wie für Mitglieder anderer 
Vorsorgesysteme. Dazu wird 
der Eigentumsschutz des Ar-
beitnehmers aus Art. 14 GG 
auf einen Anspruch redu-
ziert, der der Beliebigkeit 
des Gesetzgebers unterliegt, 
oder wie es das BSG formu-
liert, „er hat in der gesetzli-
chen Rentenversicherung ei-
ne eigene Ausprägung er-
fahren.“  Für die Versicher-
ten der gesetzlichen Renten-
versicherung werden das 
Rechtsstaatsprinzip mit 
Rückwirkungsverbot gesetz-
licher Maßnahmen und die 
Zweckbindung der Beiträge 
außer Kraft gesetzt. Die 
Beiträge werden zu öffentli-
chen Mitteln (BVerfG am 
28.10.1994, 1 BvR 1498/94). 
Damit wird für Versicherte 
der gesetzlichen Rentenver-
sicherung, also überwiegend 
für Arbeitnehmer und Rent-
ner, die politische Beliebig-
keit zum neuen Rechts-
staatsprinzip. 
Die staatlichen und gesell-
schaftlichen Eliten haben da-

gegen für sich selbst ein 
anderes, ein wesentlich bes-
seres Recht geschaffen. 
Ab 1957 wurde außerdem 
allein die Angestelltenversi-
cherung für die Defizite der 
Arbeiterrentenversicherung 
in Haftung genommen, ab 
1957 zwar erst auf Leihbasis, 
ab 1973 aber auch offiziell. 
Das heißt, die Rentenreform 
1957 kennzeichnet den Zeit-
punkt, ab dem die Ange-
stelltenrentenversicherung 
systematisch ihrer finanziel-
len Basis beraubt wurde. 

4) Wenn Versichertenbeiträge 
zu öffentlichen Mitteln wer-
den, hat das System nur so 
lange eine rechtstaatliche 
Basis, wie der Gesetzgeber 
sich verpflichtet, für eventu-
elle Defizite aufzukommen. 
Dazu hat sich der Gesetzge-
ber zwar u.a. bei der end-
gültigen Enteignung seiner 
den Rentenversicherungsträ-
gern geschuldeten Zwangs-
darlehen aus dem zweiten 
Weltkrieg verpflichtet (Bun-
destagsdrucksache Nr. 1953 
vom 08.09.1955, S 67 Punkt 
126 (s. Anlage)). Als diese Si-
tuation allerdings Mitte der 
70-er Jahre erstmals einge-
treten ist, hat er es vorgezo-
gen, Renten und Rentenan-
sprüche drastisch zu kürzen. 

5) Der Eindruck eines Zwei-
Klassenrechts wird auch 
noch dadurch verstärkt, dass 
seit Beginn dieser rückwir-
kenden Eingriffe vor 30 Jah-
ren keine einzige Entschei-
dung des BVerfG zu Renten-
anwartschaften oder Ren-
tenhöhe bekannt ist, in der 
nicht die „Gestaltungsfrei-
heit des Gesetzgebers“ ei-
nen höheren Verfassungs-
rang hat als die Grundsätze 
des demokratischen Rechts-
staats oder die elementaren 
Grundrechte der Zwangsver-
sicherten, u.a. in der Ent-
scheidung vom 01.07.1981 – 

1 BvR 874/77 u.a. In dieser 
Entscheidung des BVerfG 
gibt es ein Minderheitenvo-
tum, das u.a. zum Ausdruck 
bringt: „Kein ehrbarer 
Kaufmann könnte so han-
deln. Nun sei gewiss der 
Staat kein ehrbarer Kauf-
mann. Aber er täte vielleicht 
gut daran, sich in seinem 
Verhalten einen ehrbaren 
Kaufmann zum Vorbild zu 
nehmen“. 
Umgekehrt sind allein seit 
2005 vier Entscheidungen 
des BVerfG zum Pensions-
recht bekannt, in denen das 
BVerfG den Gesetzgeber 
nach Eingriffen zur Rück-
nahme bzw. zu Korrekturen 
verpflichtet hat (2 BvR 
1387/02 vom 27.09.2005, 2 
BvR 797/04 vom 11.12.2007, 
2 BvL 11/07 vom 28.05.2008, 
2 BvL 6/07 vom 18.06.2008). 

6) Das BSG verweist auf den 
Gedanken der Solidarität. 
Dazu ist festzustellen, dass 
die gesetzliche Rentenversi-
cherung kein Solidarsystem 
ist. Einerseits sind die staatli-
chen und gesellschaftlichen 
Eliten nicht eingebunden, 
andererseits haben sie aber 
alle Sozialfälle, für die ei-
gentlich der Staat als Ganzes 
zuständig ist, zur Abwick-
lung in diese Systeme abge-
schoben. Im Rentenrecht 
von 1957 war festgelegt, 
dass zur Finanzierung dieser 
versicherungsfremden Leis-
tungen den Rentenversiche-
rungsträgern für 1957   
31,9 Prozent der Rentenaus-
gaben als Bundesmittel zur 
Verfügung gestellt werden. 
Schon für das Jahr 1958 wur-
den diese fälschlicherweise 
als Bundeszuschuss bezeich-
neten Mittel nicht wie vor-
gesehen angepasst, sondern 
auf 29,6 Prozent gekürzt, 
und damit Liquidität zu-
gunsten des Bundeshaus-
halts bei den Rentenversi-
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cherungsträgern abge-
schöpft. 

7) Ausgehend von den Zahlen, 
die der VDR (heute DRV) von 
Zeit zu Zeit veröffentlicht 
hat, hat der Bund seit 1957 
bis einschließlich 2008 in kei-
nem einzigen Jahr die Finan-
zierung dieser versiche-
rungsfremden Leistungen in 
vollem Umfang übernom-
men. Es hat fast 30 Jahre ge-
dauert, bis der VDR 1985 
zum ersten Mal Berechnun-
gen über den Anteil der ver-
sicherungsfremden Leistun-
gen an den Rentenausgaben 
durchgeführt hat, Ergebnis: 
35,4 Prozent !  (s. Anlage). 
Das heißt, es gibt hier seit 
mehr als 50 Jahren einen 
Schattenhaushalt des Bun-
desfinanzministers, der al-
lein aus Versichertenbeiträ-
gen gespeist wird und der so 
im Grundgesetz nicht vorge-
sehen ist. (s. Anlage) 

8) Wie groß dieser Schatten-
haushalt heute insgesamt 
ist, zeigen die Aussagen der 
fünf „Wirtschaftsweisen“ 
bei der Vorlage ihres Be-
richts an die Bundesregie-
rung im November 2005. 
Wie Professor Rürup gegen-
über der Financial Times 
Deutschland (FTD am 10.11. 
2005 (s. Anlage)) und Profes-
sor Bofinger gegenüber dem 
Spiegel (Der Spiegel vom 
14.11.2005, S. 68 ff. (s. Anla-
ge)) bestätigt haben, müsste 
der Bund jährlich zusätzlich 
65 Milliarden Euro aufbrin-
gen, um die versicherungs-
fremden Leistungen in Ren-
ten-, Kranken- und Arbeits-
losenversicherung vollstän-
dig aus Bundesmitteln zu 
finanzieren. Schon 1994 hat-
te der damalige Präsident 
des VDR, Professor Ruland, 
darauf hingewiesen, dass 
der Bund 100 Milliarden DM 
zu wenig zahlt (VDR- aktuel-
les Presseseminar in Würz-

burg am 21./22.11.1994: Die 
versicherungsfremden Leis-
tungen der gesetzlichen 
Rentenversicherung (s. Anla-
ge)). Zitat: „Die Problematik 
der der Sozialversicherung 
aufgebürdeten versiche-
rungsfremden Leistungen 
bekommt zunehmend eine 
politische Dimension. Das 
liegt zum einen an den Sum-
men, um die es geht. Das In-
stitut der Deutschen Wirt-
schaft stellt hierzu fest, dass 
Renten-, Kranken- und Ar-
beitslosenversicherung für 
die versicherungsfremden 
Leistungen pro Jahr mehr als 
170 Milliarden DM aufwen-
den müssen. Der Bund betei-
lige sich daran aber nur mit 
70 Milliarden DM, auf den 
restlichen 100 Milliarden DM 
bleiben mithin die Beitrags-
zahler sitzen, also Arbeit-
nehmer und Arbeitgeber. 
Würden auch die restlichen 
100 Milliarden DM über 
Steuermittel und nicht aus 
Beiträgen finanziert, könn-
ten – so das Institut – die 
Beitragssätze zur Sozialversi-
cherung um mehr als acht 
Prozentpunkte gesenkt 
werden. Da sich daraus für 
die Versicherten und ihre Ar-
beitgeber ergebende 
Entlastung würde zwar – al-
lerdings nur zu einem Teil – 
durch höhere Steuern verlo-
ren gehen. Die dennoch ver-
bleibenden ordnungspoliti-
schen Argumente sind zum 
anderen aber so eindeutig, 
dass die Forderung zwischen 
Steuer- und Beitragsfinan-
zierung klar zu differenzie-
ren, endlich realisiert wer-
den muss. . . . . Es besteht 
keine personelle Identität 
zwischen Beitrags- und Steu-
erzahlern.“ (Zitat Ende) 
Das heißt das Problem dieses 
verfassungswidrigen Schat-
tenhaushalts ist nicht neu. 
Hier findet seit Jahrzehnten 
eine gigantische Umvertei-

lung zu Lasten von Arbeit-
nehmern und Rentnern hin 
zu den staatlichen Eliten 
statt.  Das erklärt wohl auch, 
dass der Gesetzgeber immer 
noch davor zurückscheut, 
hier endlich die eigentlich 
zwingend notwendige 
Transparenz zu schaffen. 
Jeder Hausverwalter, der so 
mit den ihm treuhänderisch 
anvertrauten Geldern umge-
hen würde, hätte ganz 
schnell ein Problem, zu 
Recht. 

9) In ihren Entscheidungen 
zum Rentenrecht verweist 
die Sozialgerichtsbarkeit 
regelmäßig auf die Sicher-
stellung der Finanzierbarkeit 
der gesetzlichen Rentenver-
sicherung. Da alle Altersbe-
züge, ob Renten, Bezüge aus 
berufsständischen Versor-
gungen oder Pensionen, von 
der jeweils berufstätigen 
Bevölkerung erwirtschaftet 
werden müssen, heißt das, 
dass sich die Bundesrepublik 
für Arbeitnehmer und 
Rentner offensichtlich nicht 
ebenso viel Rechtsstaatlich-
keit leisten kann oder leisten 
will wie für andere Bürger, 
allein aus finanziellen Grün-
den. Das wäre eine Bank-
rotterklärung des demokra-
tischen Rechtsstaats. 

10) Seit der Rentenreform 
1978 hat der Gesetzgeber 
regelmäßige rückwirkende 
Eingriffe in bereits nach 
Recht und Gesetz erworbene 
Ansprüche der Versicherten 
vorgenommen und nimmt 
sie noch vor. Das ist rechtlich 
weder in der berufsständi-
schen Versorgung noch in 
der Beamtenversorgung 
zulässig und hat dazu ge-
führt, dass sich das Renten-
niveau im Vergleich zur all-
gemeinen Einkommensent-
wicklung und im Vergleich 
zur berufsständischen bzw. 
Beamtenversorgung in die-
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sem Zeitraum etwa halbiert 
hat. Ab diesem Zeitpunkt 
kommt das Zwei-Klassen-
recht bei der Altersvorsorge 
der erwerbstätigen Bevölke-
rung endgültig zum Tragen, 
mit verheerenden Auswir-
kungen insbesondere auf 
Neurentner. Zwei willkürli-
che politische Entscheidun-
gen nach 1945 müssen end-
gültig dafür herhalten, ein 
Zwei-Klassenrecht zu be-
gründen, das nicht nur ge-
gen Art. 1 und 3 u.a. GG, 
sondern auch gegen Art. 1 
und 7 der allgemeinen Men-
schenrechte verstößt. 
Der Vergleich, besonders mit 
den berufsständischen Ver-
sorgungssystemen, ist hier 
auch deshalb gerechtfertigt, 
weil nach § 6 Abs 1 SGB VI 
eine Befreiung von der Ver-
sicherungspflicht in der ge-
setzlichen Rentenversiche-
rung nur zulässig ist, wenn 
die Betroffenen in einer be-
rufsständischen Versor-
gungseinrichtung einkom-
mensbezogene Beiträge bis 
zur Beitragsbemessungs-
grenze zahlen und gegebe-
nenfalls auch eine Erwerbs-
minderungs- oder eine Hin-
terbliebenenrente gezahlt 
wird. 

11) Wie das BSG ausführt, 
„müssen Eingriffe in renten-
rechtliche Anwartschaften 
allerdings einem Gemein-
wohlzweck dienen und ver-
hältnismäßig sein.“  
Der Gemeinwohlzweck kann 
schon deshalb nicht gege-
ben sein, weil einerseits nur 
die Versicherten der gesetz-
lichen Rentenversicherung 
betroffen sind, andererseits 
aber nicht nur die Renten 
aus der gesetzlichen Renten-
versicherung, sondern glei-
chermaßen auch die Renten 
der berufsständischen Ver-
sorgung und die Pensionen 
von der jeweils erwerbstäti-

gen Bevölkerung erwirt-
schaftet werden müssen. 

12) Der Hinweis, dass die 
Anrechnungszeiten für den 
Schul- und Hochschulbesuch 
nicht auf eigenen Beitrags-
leistungen beruht, muss man 
differenzierter sehen. 
Erstens hat der Kläger mehr 
als 20 Jahre lang Beiträge 
unter der Voraussetzung des 
Angestelltenversicherungs-
gesetzes (AVG) gezahlt. 
Diese Auffassung wird auch 
von Professor Dr. Hans-Jür-
gen Papier in der FAZ vom 
11.06.2001, S. 12 – „Das Ren-
tenversicherungsrecht vor 
dem Grundgesetz“ – vertre-
ten. Zitat: Der Beitragssatz 
in der gesetzlichen Renten-
versicherung ist so kalku-
liert, dass auch das Risiko 
der Hinterbliebenenschaft 
abgedeckt ist.“ Das gilt 
selbstverständlich auch für 
die im AVG verbindlich 
festgelegten Anrechnungs-
zeiten für den Schul- und 
Hochschulbesuch. Zweitens: 
der Wohlstand unserer Ge-
sellschaft beruht ganz we-
sentlich auf der Exportwirt-
schaft. Durch entsprechend 
akademisch qualifizierte 
Mitarbeiter schaffen Unter-
nehmen Produkte, die auch 
ins Ausland verkauft wer-
den. Dadurch entstehen 
auch entsprechend gut be-
zahlte Arbeitsplätze für alle 
anderen Arbeitnehmer. Von 
dieser Wertschöpfungskette 
profitiert die gesamte Ge-
sellschaft. Das heißt aber 
auch, dass die Gesellschaft 
ein vitales Interesse daran 
haben muss, dass junge 
Menschen für ein Studium 
auf die Möglichkeit verzich-
ten, möglichst frühzeitig 
Geld zu verdienen. 

 
Aus diesen Fakten und Argu-
menten ergibt sich folgendes: 

- Die §§ 149 Abs. 5 und 300 
Abs. 1 SGB VI sind mit dem 
Grundgesetz nicht verein-
bar.  
Die Aussage in § 149 Abs 5, 
dass bei Rechtsänderungen 
die früheren  Feststellungs-
bescheide mit Wirkung für 
die Vergangenheit aufzuhe-
ben sind, gab es im AVG 
nicht, sie kam erst mit dem 
ersten SGB III-Änderungsge-
setz vom 16. Dezember 
1997, Artikel 5, ins SGB VI 
(BGBl. I S. 2970). Im Ver-
tragsrecht wäre ein derart 
gravierender einseitiger Ein-
griff undenkbar. Das gilt 
auch für den § 300 Abs 1, 
der zum ersten Mal 1992 im 
neuen SGB VI aufgetaucht 
ist. Das bedeutete eine dras-
tische Verschlechterung al-
lein der gesetzlich Renten-
versicherten. 

- Alle Rechtsänderungen im 
AVG und im SGB VI, insbe-
sondere soweit sie rückwir-
kende Eingriffe zu Lasten 
der Versicherten in bereits 
nach Recht und Gesetz er-
worbene Ansprüche aus 
Ausbildungszeiten beinhal-
ten, sind nicht mit dem 
Grundgesetz vereinbar. Das 
sind im vorliegenden Fall im 
Einzelnen: 

- Rentenversicherungsän-
derungsgesetz vom 9.6. 
1965 (BGBl. I, S. 476) 
§ 36 AVG: Beginn der An-
rechnung von schulischen 
Ausbildungszeiten erst ab 
dem vollendeten 16. Le-
bensjahr, vorher ab voll-
endetem 15. Lebensjahr 
(ab 01.01.1966) 

- Rentenversicherungsän-
derungsgesetz vom 27.6. 
1977 (BGBl. I, S. 1040) 
§ 32a AVG: Begrenzung 
der Bewertung von schuli-
schen Ausbildungszeiten 
auf umgerechnet 0,0833 
Entgeltpunkte (EP) pro 
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Monat (1 EP pro Jahr), 
vorher Bewertung nach 
Tabellen, die für Hoch-
schulabsolventen die je-
weilige Beitragsbemes-
sungsgrenze zugrunde 
legten. 

- Rentenreformgesetz 1992 
vom 18.12.1989 (BGBL. I, 
S. 2261) 
§ 58 SGB VI: Die Anzahl 
der maximal anerkannten 
schulischen Ausbildungs-
zeiten wurde auf 7 Jahre 

begrenzt, vorher bis zu 4 
Jahre für Schul-, bis zu 4 
Jahre für Fachschul- und 
bis zu 5 Jahre für Hoch-
schulbesuch. 
§ 74 SGB VI: Die Bewer-
tung wird auf 75 % der 
Gesamtleistungsbewer-
tung begrenzt, maximal 
auf 0,0625 EP pro Monat 
(0,75 EP pro Jahr). 

- Wachstums- und Beschäf-
tigungsförderungsgesetz 
vom 25.9.1996 (BGBl. I, S. 

1461) 
§ 58 SGB VI: Die maximal 
anerkannten schulischen 
Ausbildungszeiten wer-
den auf 3 Jahre begrenzt, 
berücksichtigt werden 
nur noch Zeiten ab dem 
vollendeten 17. Lebens-
jahr. 

Mit freundlichen Grüßen 

 
 

Petition zu Direktversicherungs-Altverträgen 
Aufruf, diese Petition mitzuzeichnen 

Die von Herrn Dr. Michael 
Stoltz, Haar, eingereichte Peti-
tion wird von der ADG unter-
stützt. 

Sehr geehrte Damen und Her-
ren, 
das Gesetz zur Modernisierung 
der gesetzlichen Krankenversi-
cherung (GKV-Modernisie-
rungsgesetz oder GMG) vom 
14. November 2003 hat dazu 
geführt, dass Kapitalerträge 
aus Direktversicherungen, die 
nach dem 01.01.2004 zur Aus-
zahlung kamen, der Beitrags-
pflicht zur Kranken- und Pfle-
geversicherung unterliegen. Al-
le davor abgeschlossenen und 
als zusätzliche Vorsorgeform 
für das Alter gedachten Verträ-
ge wurden dadurch ohne ge-
staffelte Übergangsfrist sowie 
Schutzklausel rückwirkend be-

troffen und ihre Rendite um ca. 
17% empfindlich gekürzt. 

Mit dieser Petition soll erreicht 
werden, dass Altverträge nicht 
betroffen sind. Damit wäre für 
vor dem 01.01.2004 abgeschlos-
sene Direktversicherungsverträ-
ge das Rechtsschutzprinzip wie-
der hergestellt und der rück-
wirkende Eingriff in diese 
öffentlich-rechtlichen Versiche-
rungsverhältnisse ausgeschlos-
sen. In diesem Sinne bitten wir 
Sie sowie Ihre Partnerin bzw. 
Ihren Partner, Ihre Freunde, 
Bekannten und Verwandten 
um Unterstützung! 

Die Petition wurde am 13. April 
2010 eingereicht und wird als 
Mehrfachpetition, ID 11367, 
geführt. Sie hat vorläufig eine 
unbegrenzte Mitzeichnungs-
frist und kann ausschließlich 

schriftlich mitgezeichnet wer-
den! 

Entsprechende Vordrucke zur 
Mitzeichnung auf Papier fin-
den Sie als Beilagen zu diesem 
ADG-Forum. Weitere können 
bei der ADG angefordert wer-
den. Listen zum Mitzeichnen 
und weitere Informationen fin-
den Sie auch im Internet unter 
http://www.adg-ev.de/petitio-
nen/. 

Bitte zeichnen Sie die Petition 
mit und leiten Sie diese Infor-
mation an möglichst viele po-
tenzielle Mitzeichner weiter. 
Dem Petitionsausschuss wird 
damit ein breites Anliegen 
signalisiert. Danke! 

Helmut Wiesmeth 
hwlenting@t-online.de

 
 

Widerspruch gegen die Nichtanpassung der Renten 

In diesem Jahr ist bei den Ren-
ten wieder einmal eine Null-
runde angesagt. Wir empfeh-
len allen Rentnerinnen und 
Rentnern dagegen einen Wi-
derspruch einzulegen. Sobald 
Sie von Ihrem Rentenversiche-
rungsträger die Mitteilung da-
rüber erhalten haben, haben 

Sie einen Monat Zeit dafür. Die 
Anschrift Ihres Rentenversiche-
rungsträgers finden Sie im 
Textteil der Mitteilung unter 
der Rubrik „Ihr Recht.“ Einen 
Mustertext für einen Wider-
spruch finden Sie als Anlage. 
Bitte vergessen Sie bei Verwen-
dung dieses Vordrucks nicht, 

Absender, Datum, Versiche-
rungsnummer und gegebenen-
falls das Datum des Bescheids 
zu ergänzen. 

Otto W. Teufel 
ottow.teufel@t-online.de  


